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KAPITEL 1  

AUFERSTANDEN AUS RUINEN: 
DER SOZIALISMUS 

IST WIEDER DA

1 .1 Der Rückkehr des Sozialismus

Der Sozialismus ist wieder in Mode gekommen – nicht nur unter Studen
ten, sondern auch unter Leuten in ihren Dreißigern, Vierzigern und teils 
darüber hinaus. 

In den USA geben 35 Prozent aller »Millennials« – also derjenigen, die 
in den 1980ern und 1990ern zur Welt kamen – an, eine positive Meinung 
zum Begriff »Marxismus« zu haben. 36 Prozent aller Millennials haben 
eine positive Meinung zum Begriff »Kommunismus« und 49 Prozent zum 
Begriff »Sozialismus« (Victims of Communism Memorial Foundation & 
YouGov 2019). 

In Großbritannien verhält es sich ähnlich: Zwei von fünf Millennials 
stimmen der Aussage zu, der Kommunismus hätte funktionieren können, 
wenn man ihn »besser ausgeführt« hätte (Number Cruncher Politics 2018). 
Weitere zwei von fünf sind sich nicht sicher oder möchten nicht Position 
beziehen, was bedeutet, dass nur jeder fünfte diese Aussage ablehnt. Auch 
geben zwei Fünftel aller britischen Millennials an, eine positive Einstellung 
zum Sozialismus zu haben, ein Ergebnis, das von Umfrage zu Umfrage in 
etwa konstant bleibt und das nicht davon abhängt, wie genau die Frage for
muliert wird (YouGov 2017a, YouGov 2016a). Viele derer, die den Sozialis
mus nicht aktiv bejahen, lehnen ihn nicht ab, sondern haben lediglich keine 
Meinung zu dem Thema. Filtert man die Unentschlossenen heraus, so wird 
klar, dass die Zahl der SozialismusBefürworter die der SozialismusKritiker 
deutlich übersteigt. Beim Kapitalismus verhält es sich umgekehrt. 
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Sowohl in den USA als auch in Großbritannien ist der Zuspruch zum 
Sozialismus unter Millennials besonders groß, beschränkt sich aber nicht 
ausschließlich auf diese Generation. Auch unter Angehörigen der »Genera
tion X« – also derjenigen, die in den 1970ern und späten 1960ern zur Welt 
kamen – steht noch etwa jeder Dritte dem Sozialismus positiv gegenüber. 

Die Situation in Deutschland ist nur insofern anders, als der Sozialis
mus hier nie so richtig »weg« war und sich der Zuspruch zum Sozialismus 
nicht speziell auf jüngere Leute konzentriert. In Deutschland hat fast jeder 
Zweite eine positive Einstellung zum Sozialismus und nur jeder Vierte eine 
negative, während es sich beim Kapitalismus fast exakt spiegelverkehrt ver
hält (YouGov 2016c). Das Meinungsforschungsinstitut YouGov fasst die Si
tuation folgendermaßen zusammen: 

»Junge Briten und Amerikaner sehen den Sozialismus meist posi
tiver als ältere – und auch positiver als den Kapitalismus. […] [D]as 
Image des Sozialismus [ist] in Deutschland insgesamt deutlich bes
ser als in den USA und Großbritannien, das des Kapitalismus dafür 
umso schlechter. […] Einen Altersunterschied gibt es in Deutschland 
allerdings nicht. Jene Generationen, die den ›real existierenden So
zialismus‹ der DDR noch mitbekommen haben, sehen Sozialismus 
und Kapitalismus im Prinzip genauso wie die nach der Wende Ge
borenen.«

Das ist vermutlich der Grund, warum der Begriff des »Millennial  Socialism«, 
der im angelsächsischen Sprachraum in den letzten Jahren zu einem fest
stehenden Begriff geworden ist, bislang keine direkte deutsche Entspre
chung hat. Auch ist es in Deutschland weniger angemessen, von einem 
»Revival« des Sozialismus zu sprechen, da dieses Phänomen hier nicht erst 
in den letzten Jahren aufgekommen ist. Schon in den 2000ern und den 
1990ern stimmte eine Mehrheit der Deutschen der Aussage zu, der Sozia
lismus sei eine gute Idee, die in der Praxis nur schlecht umgesetzt worden 
sei (Statista 2007, Stöcker 2016, S. 202, Gaber 2007, S. 245–250). 

Zuspruch zum Sozialismus ist nicht nur Zuspruch zu einem populä
ren Schlagwort. In einer britischen Umfrage stimmten 37 Prozent der 18 
bis 50Jährigen der Aussage »Wettbewerb zwischen privaten Unternehmen 
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reduziert die Lebensstandards von Millionen von Menschen, denn er hilft 
vor allem den Reichen, hat Armutslöhne für viele Arbeiter zur Folge und 
führt oft zu minderwertigen Produkten und Dienstleistungen« zu. Nur 
29 Prozent stimmen der gegenteiligen Aussage zu, nämlich »Wettbewerb 
zwischen privaten Unternehmen erhöht die Lebensstandards der meisten 
Menschen, denn er führt zu neuen und besseren Produkten und Dienst
leistungen, schafft neue Arbeitsplätze, und hält die Preise niedrig« (YouGov 
2017b). (Die Übrigen antworteten: »Weiß nicht«.)

In einer weiteren Umfrage wurden die Teilnehmer zu ihren Assoziati
onen mit Kapitalismus, Sozialismus und weiteren ismen befragt. Es be
stätigt sich, dass der Kapitalismus überwiegend mit negativen Eigenschaf
ten wie »gierig«, »korrupt« und »spaltend« in Verbindung gebracht wird, 
der Sozialismus dagegen mit positiven wie »gemeinwohlorientiert«, »hilft 
den meisten Menschen« und »fair« (Legatum Institute 2017). Die meist
genannte negative Assoziation mit Sozialismus lautet »naiv«, eine Eigen
schaft, die im Grunde gar nicht so negativ ist und die vielen sogar sympa
thisch sein dürfte. 

Wenn es um konkrete Politikvorschläge geht, so sind vor allem Verstaat
lichungen extrem populär. Eine deutliche Mehrheit der Briten befürworten 
zum Beispiel die (Wieder)Verstaatlichung von Verkehrsbetrieben im Fern 
und Nahverkehr, von Versorgungsunternehmen (Strom, Gas und Wasser), 
des Postwesens und weiterer Sektoren. Die genauen Zahlen unterscheiden 
sich von Umfrage zu Umfrage, aber die Grundtendenz ist immer die glei
che (Legatum Institute 2017, YouGov 2017c, YouGov 2016b, YouGov 2015a, 
YouGov 2013). Auch in Bereichen, in denen sich keine absolute Mehrheit 
für eine Verstaatlichung finden lässt, gibt es zumindest immer eine starke 
Minderheit, die dafür ist. So will etwa immerhin noch jeder Vierte Autoher
steller und Reisebüros verstaatlichen, während jeder Dritte Lebensmittel
händler und Telefon und Internetanbieter vergesellschaften will (Legatum 
Institute 2017, YouGov 2017c).  

Staatlich festgesetzte Preise sind ebenfalls sehr populär, obwohl dies von 
Branche zu Branche variiert. Über 70 Prozent aller Briten befürworten etwa 
gesetzliche Höchstpreise für Energie und Transport (YouGov 2013). Beim 
Thema Mietpreiskontrollen kommt es darauf an, welcher Umfrage man 
Glauben schenken möchte, aber zumindest in einigen Umfragen finden 
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sich auch hierfür Zweidrittelmehrheiten (siehe Hilton 2016). Für staatlich 
festgesetzte Lebensmittelpreise à la Venezuela gibt es keine Mehrheit, es 
wird aber immer noch von jedem Dritten befürwortet. 

Staatliche Regulierung und staatliche Lenkung von Unternehmensent
scheidungen finden ebenfalls große Zustimmung, sowohl im Abstrakten 
als auch, wenn konkrete Beispiele genannt werden. Hierzu gibt es eine Mei
nungsstudie des Legatum Instituts, die zu verschiedenen Themen je eine 
etatistische Position und eine marktliberale Position einander gegenüber
stellen – etwa »Managergehälter sollten begrenzt werden« vs. »Unterneh
men sollten ihre Manager so entlohnen, wie es ihnen angemessen scheint« 
oder »Der Staat muss das Verhalten von Unternehmen in stärkerem Maße 
regulieren« vs. »Der Staat reguliert die Privatwirtschaft zu stark«. Die Be
fragten sollen sich dabei für je eine dieser Positionen entscheiden. In kei
nem einzigen Fall findet sich eine Mehrheit für die marktliberale Position. 
Selbst Aussagen wie »Großbritannien wäre ein besseres Land, wenn Un
ternehmen weniger Gewinne machen würden« setzen sich mit deutlichem 
Vorsprung durch. 

Jeder zweite Brite wünscht sich zudem höhere Staatsausgaben (NatCen 
Social Research 2017), obwohl die Fragestellung klar macht, dass dies zu hö
heren Steuern führen muss. Fast alle übrigen Befragten möchten Staatsaus
gaben und Steuern auf dem gegenwärtigen Niveau halten. Einen kleineren 
Staat wünscht sich praktisch niemand.

Die Situation in Deutschland ist nicht grundlegend anders. Acht von 
zehn Bundesbürgern finden, dass die Privatisierungspolitik in den vergan
genen Jahrzehnten zu weit gegangen sei. Ein weiterer von diesen zehn hält 
den Status quo in etwa für richtig, aber die Ansicht, die Privatisierungspo
litik sei nicht weit genug gegangen, ist eine exotische Randmeinung, die in 
Deutschland fast niemand vertritt.1 Drei von vier Deutschen finden, der So
zialabbau sei in den zurückliegenden Jahrzehnten zu weit gegangen. Neun 
von zehn glauben, die Einkommens und Vermögensungleichheit sei aus
geufert, und sehen darin eine Ursache sozialer Probleme. Nur jeder Dritte 
ist der Meinung, es gebe in Deutschland einen ausreichenden sozialen Aus
gleich, und weniger als jeder Dritte hält den Reichtum der Vermögenden 
für zu rechtfertigen. 87 Prozent der Bundesbürger wünschen sich höhere 
Staatsausgaben.
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In Berlin sind 55 Prozent der Bürger für eine Enteignung von Großver
mietern.2 Dafür gibt es bundesweit derzeit keine Mehrheit (wenngleich es 
auch keine absolute Mehrheit dagegen gibt) – für einen Mietendeckel nach 
Berliner Vorbild allerdings schon.3 Für die Wiedereinführung der Vermö
gensteuer gibt es eine Mehrheit von 61 Prozent, eine Senkung der Unter
nehmensbesteuerung will nur jeder Dritte. 

Verstaatlichungen sind in Deutschland schon lange beliebt. Eine deutli
che Mehrheit findet, der Telekommunikationssektor, der Eisenbahnverkehr 
und das Energiewesen gehörten in öffentliche Hände (Niemietz 2009). 
Auch in anderen Sektoren spricht sich eine Mehrheit, oder doch zumindest 
eine starke Minderheit, für Verstaatlichungen aus (Destatis 2008). Es gibt 
praktisch keinen Wirtschaftszweig, den nicht mindestens jeder Vierte ver
staatlichen möchte. 

Viele dieser Politikvorschläge sind, für sich genommen, nicht sonderlich 
radikal. Ein gewisses Maß an Staatsinterventionismus ist noch kein Kommu
nismus: Ein staatlicher Energiesektor macht noch kein Nordkorea, und eine 
Vermögensteuer macht noch kein Kuba. Selbst in den liberalsten Marktwirt
schaften der Welt, zu denen man etwa Hongkong und Singapur, aber auch 
die Schweiz zählen könnte, gibt es Bereiche, in denen der Staat sehr aktiv ist. 

Was solche Umfrageergebnisse allerdings zeigen, ist, dass die oft gehörte 
Behauptung, es gebe so etwas wie eine »neoliberale Hegemonie«, vollkom
men falsch ist. Der Zeitgeist ist etatistisch und interventionistisch, sowohl 
in Deutschland als auch in Großbritannien. Marktliberalismus ist eine un
populäre und politisch erfolglose Randmeinung. 

1 .2 Der antikapitalistische Mainstream

Umfragen gewähren uns einen Einblick in die politische Stimmung in 
der Gesamtbevölkerung. Unter politisch besonders engagierten Menschen 
sind sozialistische – oder zumindest antikapitalistische – Ideen schon 
lange Konsens, ja, eine Art Dauermode. So hatten zum Beispiel die meis
ten größeren Protestbewegungen der vergangenen Jahrzehnte einen dezi
diert antikapitalistischen Unterton: die Proteste gegen Sparpolitik, Occupy, 
die globalisierungskritische Bewegung um Attac oder aktuell Black Lives 


